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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 4/15 BH 
 
L 13 R 4461/14 (LSG Baden-Württemberg) 
S 6 R 650/14 (SG Karlsruhe) 
 
 
 
…………………………………., 
 
 
 Klägerin und Antragstellerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 17. Februar 2015 durch den 

Richter G a s s e r  als Vorsitzenden sowie den Richter Dr.  F i c h t e    und 

die Richterin Dr. O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nicht-

zulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg 

vom 16. Dezember 2014 Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Mit Urteil vom 16.12.2014 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch der Klägerin auf 

Rente wegen Erwerbsminderung, auch bei Berufsunfähigkeit, verneint. 

 

Zur Begründung hat es ausgeführt, das SG habe die unzulässige Klage zu Recht abgewiesen 

(Gerichtsbescheid SG Karlsruhe vom 15.10.2014). Der mit einer ordnungsgemäßen Rechtsmit-

telbelehrung versehene Widerspruchsbescheid vom 13.1.2014 habe einen Vermerk über die 

Aufgabe zur Post vom selben Tag enthalten. Daher gelte der Widerspruchsbescheid als am drit-

ten Tag nach Aufgabe zur Post, mithin am 16.1.2014, gegenüber der Klägerin als bekannt gege-

ben (§ 37 Abs 2 S 1 SGB X). Die erst am 24.2.2014 beim SG eingegangene Klage habe daher 

die Klagefrist von einem Monat nach der Bekanntgabe nicht gewahrt (§ 87 Abs 1 S 1 SGG). Der 

Klägerin sei auch keine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (§ 67 SGG) zu gewähren. Sie 

sei nicht ohne Verschulden gehindert gewesen, die Klagefrist einzuhalten. Sie habe selbst ein-

geräumt, die Klage verspätet erhoben zu haben. 

 

Mit Erklärung vom 17.1.2015, am 20.1.2015 beim BSG eingegangen, hat die Klägerin die Bewil-

ligung von Prozesskostenhilfe (PKH) für die Durchführung des Verfahrens der Beschwerde ge-

gen die Nichtzulassung der Revision im og Urteil des LSG beantragt. 

 

 

II 

 

Der Antrag auf PKH ist abzulehnen, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine hinreichende 

Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 S 1 SGG, § 114 ZPO). Es kann daher dahingestellt blei-

ben, ob die Klägerin die wirtschaftlichen Voraussetzungen für die Gewährung von PKH erfüllt. 

 

Das gegen das angefochtene Urteil des LSG zulässige Rechtsmittel ist die Beschwerde gegen 

die Nichtzulassung der Revision (§ 160a SGG). In einem solchen Verfahren geht es nicht dar-

um, ob die Entscheidung des LSG richtig oder falsch ist. Vielmehr darf gemäß § 160 Abs 2 SGG 

die Revision nur zugelassen werden, wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat 

(Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Verfahrensmangel vorliegt, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher Zulassungsgrund ist nach 

Prüfung des Streitstoffs nicht ersichtlich. 

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das von der Klägerin angefoch-

tene Urteil des LSG auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeu-
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tung im Sinne dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine bislang nicht hin-

reichend geklärte Rechtsfrage aufwirft, die allgemeine, über den Einzelfall hinausgehende Be-

deutung besitzt. Dass im Rechtsstreit der Klägerin solche Rechtsfragen von Bedeutung sind, ist 

nicht ersichtlich. Auch könnte der Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) nicht 

mit Erfolg geltend gemacht werden. Denn das LSG ist in der angefochtenen Entscheidung nicht 

von Urteilen des BSG abgewichen. 

 

Schließlich lässt sich kein Verfahrensfehler feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG zur 

Zulassung der Revision führen könnte. Die Klägerin hat ihre fehlende Teilnahme am Termin zur 

mündlichen Verhandlung mit Schreiben vom 11.12.2014 aus gesundheitlichen Gründen ent-

schuldigt. In der Terminsbestimmung vom 28.11.2014 ist sie darauf hingewiesen worden, dass 

es ihr freistehe, zur Verhandlung zu erscheinen oder sich ggf vertreten zu lassen. Überdies ist 

ihr auch mitgeteilt worden, dass im Falle ihres Ausbleibens verhandelt und entschieden werden 

kann, ggf auch nach Lage der Akten. 

7 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESSOZIALGERICHT

